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Fragwürdiger Polizeieinsatz im ZHG
Verletzte Studierende erstatten Anzeige nach Schünemann-Veranstaltung

Am 10. Januar hielten der nie-
dersächsischen Innenmi-
nisters Uwe Schünemann 

und der Göttinger Polizeipräsident 
Robert Kruse unter dem Titel „Wie 
sicher ist Göttingen?“ einen Vortrag 
im ZHG. Der massive Polizeieinsatz 
auf dem Campus, der die Veranstal-
tung begleitete, wurde in der kom-
menden Woche heftig in Göttingen, 
in überregionalen Medien und sogar 
im Landtag kritisch diskutiert. Meh-
rere Studierende erstatten nun An-
zeige – unter anderem wegen Kör-
perverletzung.

Bereits im Vorfeld riefen verschie-
dene Gruppen zu Gegenaktivitäten 
bei einer Kundgebung, zu einem 
„Blockadetraining“ und zu kritischer 
Begleitung der Veranstaltung auf. 
Das Uni-Präsidium verhandelte un-
terdes mit der Polizei über einen Ein-
satz auf dem Campus. Für einen sol-
chen Einsatz bedarf es im Regelfall 
einer Genehmigung durch das Uni-
Präsidium. 

Der AStA stand zu diesem Zeit-
punkt mehrmals mit dem Präsidium 
im Kontakt und drängte darauf, den 
Polizeieinsatz nicht zu genehmigen, 
um erwartete gewaltsame Ausein-
andersetzungen zu verhindern. Ein 
solcher Zugriff der ausführenden 
Organe der Staatsgewalt auf den 
Uni-Campus war aus gutem Grund 
lange Zeit zum Schutz der Unabhän-
gigkeit der Wissenschaft verpönt – 
dies wurde erst in den letzten Jah-
ren nach und nach aufgeweicht. Das 
Präsidium genehmigte dennoch den 

Einsatz und vertraute darauf, die La-
ge unter Kontrolle halten zu können.

So kam es, dass sich der Campus 
bereits in den Tagen vor der Veran-
staltung unter Beobachtung der Poli-
zei stand. Dabei wurden in der Nacht 
zum Sonntag Personen, die auf dem 
Campus Plakate anbrachten, die zur 
Gegenkundgebung aufriefen, von 
Polizeibeamt*innen über den Cam-
pus verfolgt und kontrolliert. 

Um den Polizeieinsatz am Tag der 
Veranstaltung zu ermöglichen, wur-
de auch in den Vorlesungsbetrieb 
eingegriffen. So musste sowohl die 
StudIT-Beratungsstelle als auch das 
Café Campus außerplanmäßig früh 
schließen. Zugleich fielen mehrere 
Lehrveranstaltungen aus oder muss-
ten verlegt werden. 

Gewaltsamer Polizeieinsatz  
im ZHG 

Viele Studierende nutzten die Ver-
anstaltung als Gelegenheit, um ihren 
Protest gegen die Abschiebepolitik 
der Landesregierung bzw. Schüne-
manns auszudrücken und die Rolle 
von Geheimdiensten bei den Ent-
hüllungen rund um die rechtsterro-
ristische NSU zu kritisieren. 

Einige planten die Veranstaltung zu 
besuchen und die Diskussion zu su-
chen – nur wenige gelangten jedoch 
tatsächlich in den Vorlesungssaal, da 
an den Eingängen strikte Einlasskon-
trollen durchgeführt wurden. Ande-
re versammelten sich vor dem Vor-
lesungssaal zu einer Blockade. Die 

Blockade kann als rein symbolisch 
angesehen werden, da zwei weitere 
Eingänge weiterhin nutzbar blieben. 
Die Polizei stürmte dennoch in die-
se Blockade, wobei es schließlich zu 
Verletzten auf Seiten der Protestie-
renden kam. Auf Video-Aufnahmen 
des NDR ist etwa zu erkennen, dass 
dabei vielen Teilnehmer*innen oh-
ne Provokation ins Gesicht geschla-
gen wurde. 

Offensichtlich hatte das Uni-Präsi-
dium zu diesem Zeitpunkt die Kont-
rolle über den Einsatz bereits verlo-
ren – Präsidiumsmitglieder standen 
tatenlos am Rande des Geschehens. 
Später hieß es, die Polizei habe ent-
gegen vorheriger Absprachen ohne 
das Einverständnis des Präsidiums 
die Räumung durchgeführt.

Eine Sitzblockade, die um kurz 
nach zwanzig Uhr den Fahrzeug-
konvoi Schünemanns blockierte, 
wurde ohne Aufforderung zum Auf-
lösen der Versammlung und ohne 
jegliche Vorwarnung mit massiven 
Schlägen und Tritten geräumt - ein 
eindeutiger Verstoß gegen das Ver-
sammlungsgesetz. Eine Person wur-
de mehrere Meter über den Asphalt 
gezogen, anschließend wurde noch 
am Boden auf sie eingeschlagen. In 
der Folge wurden scheinbar wahllos 
zwei Personen von der Polizei ergrif-
fen und unter massiver und unnö-
tiger Gewalt festgenommen. Einer 
auf dem Boden liegenden, bereits 
festgenommenen Person wurde der 
Kopf auf den Asphalt geschlagen, ei-
ne andere erlitt eine Gehirnerschüt-
terung. 

Verfahren gegen Polizist*innen 
eingeleitet

Einige Studierende wandten sich 
im Anschluss des Geschehens an 

die Rechtsberatung des AStA. Nach 
Auswertung verschiedener Video-
Materialien und Augenzeugenbe-
richten kündigte Opferhilfe-Rechts-
anwältin Marlene Jendral Anzeigen 
gegen Polizeibeamt*innen in min-
destens neun Fällen, unter anderem 
wegen Körperverletzung,  an. Auf 
verschiedenen Video-Aufnahmen 
sei deutlich zu erkennen, wie einige 
identifizierbare Polizist*innen oh-
ne Vorankündigung in die Kundge-
bung stürmten und dabei wahllos an 
Teilnehmer*innen Hand anlegte. Der 
AStA wird die Betroffenen bei ihren 
Verfahren nun unterstützen. 

Nachdem in der Presse bereits 
viel über den brachialen Polizeiein-
satz diskutiert wurde, meldete die 
Polizei per Pressemitteilung, dass 
auch Polizist*innen verletzt worden 
seien. Über den Umfang der Verlet-
zungen und die Umstände, wie die-
se Zustande gekommen seien, gab 
es bisher jedoch keine Auskunft. 
Verfahren wurden offenbar nun auch 
gegen Teilnehmer*innen der Kund-
gebung eingeleitet – das Göttinger 
Tageblatt spricht von nun insgesamt 
20 Verfahren.

Das Präsidium hat bisher keine öf-
fentliche Stellungnahme zu den Vor-
fällen abgegeben. In einem Sat.1 In-
terview ließ die Pressesprecherin 
Beate Hentschel jedoch durchklin-
gen, dass „die Dinge in Zukunft an-
ders bewertet“ werden müssten. 
Der AStA fordert das Präsidium an-
gesichts der offenbar bewusst pro-
vozierten Eskalation auf, zum Wohle 
der körperlichen Unversehrtheit aller 
Universitätsangehörigen in Zukunft 
keine Vorab-Genehmigung für Poli-
zeieinsätze bei Versammlungen auf 
dem Campus mehr zu erteilen.�  -

Polizeieinsatz im ZHG (Foto: AStA)

Friedliches Herumstehen: Viele Studierende protestieren (Foto: AStA)
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Finanzielle Unterstützung für schwerbehinderte 
und chronisch kranke Studierende

Die Finanzierung des Studiums 
stellt für viele Studierende eine 

Schwierigkeit dar. Besonders verschärft 
wird dieses Problem für schwerbehin-
derte Studierende oder Studierende 
mit einer chronischen Erkrankung, da es 
häufig finanzielle Belastungen oder Be-
darfe gibt, die nicht durch die Kranken-
kasse oder andere Einrichtungen über-
nommen werden. Hierfür gibt es einen 
neuen Beihilfefonds, mit dessen Mitteln 
im Dezember 2011 zum ersten Mal Stu-
dierende gefördert werden konnten.

Mietzuschüsse, Verpflegungszu-
schüsse, finanzielle Hilfen zum Erwerb 
von notwendigem technischem Gerät 
oder apparativer Ausstattung oder ähn-
liches können aus Geldern des Univer-

sitätsbunds e.V. beantragt werden. Eine 
vorige Beratung über die Antragsstel-
lung wird vorausgesetzt, um zu klären, 
ob die Bedingungen erfüllt werden und 
um mögliche zusätzliche Optionen auf-
zuzeigen. Antragsberechtigt sind aus-
schließlich Studierende der Universität 
Göttingen.

Eine Beratung kann bei der Zentralen 
Studienberatung der Uni, beim Sozial-
dienst des Studentenwerks oder beim 
Sozialreferat des AStA erfolgen. Dort 
könnt ihr auch Antragsformulare erhal-
ten und die Anträge einreichen. Außer-
dem steht das Antragsformular auf un-
terer Homepage unter http://www.asta.
uni-goettingen.de/893 zum Download 
bereit.�  -

Neue Öffnungsoption der SUB
Seit Anfang Dezember kann der 

sog. Behinderteneingang der SUB mit 
dem Studierendenausweis geöffnet 
werden. Studierende, die die Drehtü-
ren der SUB nicht verwenden können, 
können sich an die Kartenstelle der Uni 
wenden, um diese neue Funktion frei-
schalten zu lassen. Dies geht auch per 

E-Mail an kartenstelle@zvw.uni-goet-
tingen.de. Warum diese Option erst 
freigeschaltet werden muss und nicht 
generell funktioniert, das weiß aller-
dings nur die SUB.

Die Option, sich die Tür per Klingel 
von der Eingangstheke öffnen zu las-
sen, besteht weiterhin.�  -

Bafög Update

Am 18. Januar hat die Bun-
desregierung den 19. 

BAföG-Bericht über den Zeitraum 
von 2008 bis 2010 vorgelegt. Die 
Zahlen, die darin präsentiert wer-
den, klingen auf den ersten Blick 
ganz nett: Die durchschnittlichen 
Förderbeträge der Studierenden 
seien um fast 10 % gestiegen, rund 
16 % mehr Studierende werden 
gefördert. Fast 0,6 Milliarden Eu-
ro mehr wurden ausgegeben. Ob 
eine Erhöhung der Förderbeträ-
ge und Freibetragsgrenzen emp-
fohlen wird, geht aus dem Bafög-
Bericht allerdings nicht eindeutig 
hervor. Es ist sehr zu befürchten, 
dass dies darauf hindeutet, dass 
keine Erhöhung vorgesehen ist.

436€ erhalten Studierende 
durchschnittlich pro Monat, für 
die Miete sind davon 224€ vorge-
sehen. In der Realität bleibt vielen 
Studierende bei den aktuell sehr 
hohen Mieten und ständig stei-
genden Nebenkosten kaum etwas 
von ihrer Förderung für den rest-
lichen Bedarf übrig. Viele Eltern 
können ihre Kinder nicht finan-
ziell unterstützen, um den restli-
chen Bedarf zu decken. Rechtlich 
könnten sie zwar dazu gezwun-
gen werden, aber angesichts der 
Auswirkungen auf das Verhältnis 

zu den Eltern ist dies für die we-
nigsten Studierenden eine Opti-
on. Neue Anpassungen sind so-
mit dringend erforderlich.

Diese fordern auch der DGB und 
das Deutschen Studentenwerk 
(DSW). In einem 10-Punkte-Papier 
plädieren sie für eine regelmäßige 
Anpassung an die Preis- und Ein-
kommensentwicklung und für ei-
ne Erhöhung der Förderbeträge 
um mindestens 5% pro Jahr. Mit 
weiteren 9 Punkten fordern sie, 
das BAföG „als leistungsfähige, so-
ziale, transparente und verlässliche 
staatliche Studienfinanzierung“ 
auszubauen und damit die sozi-
ale Öffnung der Hochschulen zu 
fördern. Elternunabhängigkeit, 
die Abschaffung der Altersgren-
zen und eine Reduzierung des 
Darlehensanteils bis hin zu einem 
Vollzuschuss bringen sie dabei als 
Forderungen in die Diskussion ein.

Eine grundsätzliche Reform des 
BAföG scheint momentan jedoch 
nicht auf der Agenda der Bundes-
regierung zu stehen. Stattdessen 
wird mit dem Deutschlandstipen-
dium ein kostenintensives Stipen-
dienprogramm aufgebaut, dass 
nur wenigen Studierenden zu gu-
te kommen wird.�  -

Bus-Semesterticket: Wollt ihr? Kriegt ihr!
Ergebnisse der Online-Umfrage

Immer mal wieder war es in den letz-
ten Jahren im Gespräch, das Semes-

terticket um ein Bus-Semesterticket für 
den öffentlichen Verkehr in Göttingen 
zu erweitern. Zuletzt war 2004 über 
ein Bussemesterticket in einer Urab-
stimmung abgestimmt worden. Da-
mals lehnten rund 80% der Studieren-
den das Angebot der GöVB in Höhe von 
knapp 20 € ab. 

In den vergangenen Jahren wurde je-
doch gerade der Busverkehr in Göttin-
gen weiter ausgebaut. Die Studieren-
denschaft ist inzwischen nicht mehr die 
gleiche und aufgrund der Wohnungs-
not haben einige sich auch etwas weiter 
von der Innenstadt und dem Campus 
eingerichtet. Es macht also durchaus 
Sinn, einen erneuten Anlauf zu versu-
chen.

Im Dezember startete der AStA des-
halb eine Umfrage im stud.IP zur Akzep-
tanz eines solchen Tickets. Insgesamt 

3.018 Studierende beteiligten sich.
Grundsätzlich ist dabei eine hohe Zu-

stimmung zu dem Ticket zu verzeichnen: 
Insgesamt 2.175 der Teilnehmer*innen 
hielten ein solches Ticket für sinnvoll, 
lediglich 615 lehnten es ab. 

Gefragt war auch, in welchem finanzi-
ellen Rahmen sich das Ticket bewegen 
soll. So wären 1.534 Studierende auch 
bereit, über 20 € für ein Bussemesterti-
cket auszugeben.  2.347 würden bis zu 
20 € mitgehen.

Das Ergebnis der zunächst unver-
bindlichen Umfrage kann nun als Auf-
trag an den AStA für das kommende 
Jahr betrachtet werden, Verhandlun-
gen mit den Bus-Unternehmen aufzu-
nehmen und ein Angebot zu erarbei-
ten, das wie das Bahn-Semesterticket 
dann zur Urabstimmung gestellt wer-
den kann.�  -
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Studierendenparlament (StuPa)

Das StuPa ist dieses Jahr aufgrund 
der gestiegenen Studierenden-

zahlen um vier Sitze angewachsen. 
Während die bisherige linke Koalition 
mit einer Verschiebung von einem Sitz 
von Jusos zur GHG insgesamt gleich 
groß geblieben ist, konnten vor allem 
ADF und RCDS die zusätzlichen Sitze 
auf sich vereinen. Während es bei den 
Piraten und dem HJI keine Verände-
rung gibt, ist die LHG dieses Jahr nicht 
mehr in das StuPa eingezogen. Auch 
die Linke.SDS wird wieder nicht ins Par-
lament einziehen.

Mit dieser neuen Sitzverteilung 
herrscht zwischen bisheriger linker Ko-
alition und der früheren Koalition aus 
ADF und RCDS eine Patt-Situation - kei-
nes der beiden Lagar kommt mit sei-
nen jeweils 24 Sitzen auf eine absolute 
Mehrheit. Daher werden die Stimmen 
der beiden Sitze der Piraten vermut-
lich über die Zusammensetzung des 

nächsten AStA entscheiden. im ver-
gangenen Jahr tendierte das Abstim-
mungsverhalten der Piraten eher zur 
linken Koalition. Der Sitz des HJI kann 
keiner der beiden Lager zu einer Mehr-
heit verhelfen.

Denkbar sind rechnerisch auch Ko-
alitionen aus ADF und Jusos bzw. ADF 
und GHG, die jedoch aus den bishe-
rigen politischen Ausrichtungen und 
Differenzen zwischen den Gruppen 
als unwahrscheinlich betrachtet wer-
den können. 

Die Koalitionsverhandlungen der 
Fraktionen werden nun in den nächs-
ten Wochen näheres zeigen. In der Re-
gel wird der neue AStA gegen Ende 
Februar / Anfang März gewählt. Die 
konstituierende Sitzung des Parla-
ments muss spätestens vier Wochen 
nach amtlicher Bekanntgabe der Wahl-
ergebnisse tagen.�  -

Urabstimmung: Bahn-Semesterticket

Das Bahn-Semesterticket 
ist wie bisher jedes Jahr 

mehrheitlich angenommen wor-
den und wird damit weiter ge-
führt.  Die Wahlbeteiligung ist 
leicht gestiegen - auch der Anteil 
der Ja-Stimmen ist von ca. 80,4% 
auf ca 81,3% 
g e s t i e g e n . 
Trotz viel Ver-
wirrung, die 
durch unter-
s c h i e d l i c h e 
Aussagen der 
H o c h s c h u l -
gruppen im 

Wahlkampf zum Bahn-Semester-
ticket entstanden ist, scheint das 
Angebot auf eine solide Zustim-
mung gestoßen zu sein, die ge-
genüber dem Vorjahr sogar noch 
zugenommen hat.�  -

Urabstimmung: Kultur-Semesterticket

Nicht ganz so eindeutig fällt 
das Ergebnis der Urabstim-

mung zum Kulturticket aus. Mit ei-
ner sehr knappen Mehrheit wur-
de das Kulturticket, das dieses Jahr 
das erste mal 
zur Abstim-
mung stand, 
jedoch ange-
nommen.

 Das kommende Jahr kann dem-
nach als Bewährungsprobe für ei-
ne längerfristige Weiterführung 
angesehen werden.�  -

in Zahlen:

Stimmen Anteil

Ja: 6.151 81,28%

Nein: 1.375 18,17%

Ungültig: 42 0,55%

Wahlbeteiligung: 7.568 (+814) 30,47% (+1,77%)

in Zahlen:

Stimmen Anteil

Ja: 3.822 50,42% 

Nein: 3.690 48,68%

Ungültig: 68 0,90%

Wahlbeteiligung: 7.580 30,52%

Vom 17. bis 20. Januar fanden die alljährlichen Uni-Wahlen statt. Am 
Freitag wurden bereits die Stimmen für die Wahlen zu den studentischen 
Parlamenten und die Urabstimmungen ausgezählt. Es handelt sich bei den 
folgenden Ergebnissen noch um vorläufige Ergebnisse, die bis zur amtlichen 
Bekanntgabe noch einmal korrigiert werden können. Das amtliche Ergebnis 
ist in etwa einer Woche zu erwarten.

Ausländisches Studierendenparlament (ASP)

Wä h r e n d 
für das 

ASP im vergange-
nen Jahr nur eine 
Liste (United Stu-
dents of Göttin-
gen - USG) ange-
treten ist, ziehen 
dieses Jahr drei 
Fraktionen in das Parlament ein. Ent-
sprechend verlieren die USG drei Sitze, 

die jedoch an ihrer absoluten Mehrheit 
nichts ändern.�  - 

Ergebnisse der studentischen Wahlen und Urabstimmungen
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Fachschaftsparlamente (FSP)

Auch einige Fachschaftsparla-
mente sind aufgrund der hö-

heren Erstsemsterzahlen gewach-
sen. 

Insgesamt gibt es an mehreren 
Fakultäten leichte Verschiebungen 
von links nach rechts. Insbesonde-
re an den „Hochburgen“ der ADF-
assoziierten Listen, der wirtschafts-
wissenschaftlichen und juristischen 
Fakultät, konnten ADW bzw. DAF 
wieder einige Sitze dazugewinnen, 
die sie im letzten Jahr nach dem Fi-
nanzskandal des damaligen AStAs 
eingebüßt hatten. Neben den Stim-
men, die im FSP WiWi der ADW von 
dem nicht mehr angetretenen HJI 
zufielen, ist jedoch zu vermuten, 
dass einige der Stimmen nicht bloß 
von den anderen Fraktionen gewan-
dert sind, sondern von letztjährigen 
Nicht-Wähler*innen kommen. Die 
Wahlbeteiligung war nämlich ver-

gangenes Jahr auch eingebrochen. 
Genauer wird sich dies erst mit der 
Bekanntgabe der absoluten Stim-
menzahlen mit dem amtlichen Er-
gebnis zeigen.

An den bisherigen Mehrheiten 
in den verschiedenen Parlamenten 
hat sich indes kaum etwas verän-
dert. Nur im FSP Jura wäre es der DAF 
nun möglich, ohne die momentane 
Koalitionspartnerin ASJ einen Fach-
schaftsrat zu wählen.

Das Parlament der Sowis ist mit 
dem Dazustoßen von Sowi.SDS und 
SRKultur, sowie dem RCDS erheblich 
fraktionsreicher geworden - die bis-
herige Koalition aus RotGrüner Liste 
und Basisgruppen behält aber wei-
terhin eine sichere Mehrheit. An der 
philosophischen Fakultät haben sich 
die Sitze des nicht mehr angetrete-
nen AK Hist.Phil auf die verschiede-
nen Listen aufgeteilt.�  -

FSP Agrar:
Liste Sitze

UL: 14 (+2)

RCDS: 1 (±0)

Gesamt: 15 (+2)

FSP Biologie:
Liste Sitze

Basisgruppe Bio: 19 (±0)

Gesamt: 19 (±0)

FSP Chemie:
Liste Sitze

Chemiker: 7 (±0)

RCDS: 0 (erstmalig)

Gesamt: 7 (±0)

FSP Forst:
Liste Sitze

Forst: 6 (-1)

RCDS: 1 (erstmalig)

Gesamt: 7 (±0)

FSP Geo:
Liste Sitze

FS GeoWi: 4 (+1)

FG Geographie: 3 (-1)

RCDS: 0 (±0)

Gesamt: 7 (±0)

FSP Jura:
Liste Sitze

Basisgruppe Jura: 0 (-1)
ASJ: 3 (-1)

DAF: 10 (+2)
LHG: 0 (erstmalig)

RCDS: 4 (±0)
Gesamt: 17 (±0) 

FSP Mathe/Informatik:
Liste Sitze

FG Mathe: 7 (±0)
RCDS: 0 (±0)

Gesamt: 7 (±0)

FSP Medizin:
Liste Sitze

BG Medizin: 3 (-1)
MolMed: 1 (erstmalig)

UM: 17 (±0) 
RCDS: 0 (±0)

Gesamt: 21 (±0) 

FSP Philosophie:
Liste Sitze

Basisgruppen: 7 (+1)
RotGrün: 11 (+1)

RCDS: 3 (+1)
Gesamt: 21 (±0) 

FSP Theologie:
Liste Sitze

Vorwärts Theo.!: 7 (±0)
RCDS: 0 (±0)

Gesamt: 7 (±0)

FSP SoWi:
Liste Sitze

SRKultur: 1 (erstmalig)

Basisgruppen: 4 (-2)
SoWi.SDS: 1 (erstmalig)

RotGrün: 10 (±0)
11 Freunde: 4 (+1)

RCDS: 1 (erstmalig)

Gesamt: 21 (+2) 

FSP WiWi:
Liste Sitze

RotGrün: 2 (-2)
ADW: 15 (+4)

RCDS/LHG/Unabh.: 4 (±0)
Gesamt: 21 (±0)

FSP Physik:
Liste Sitze

RotGrün: 2 (erstmalig)

Physiker: 7 (-2)
RCDS: 0 (±0)

Gesamt: 9 (±0) 
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Never Ending Story: O-Phasen
Interview mit Gender-Referentin Sina Rohde

Die O-Phasen werden seit eh und je heiß diskutiert. Niemand will auf sie 
verzichten, aber trotzdem steht die Umsetzungeneinzelner Orientie-
rungswochen hier und dort mal wieder in der Kritik. Auch an den AStA 

wurde Thema O-Phasen das Jahr über öfters herangetragen. Wir fragen uns nun, 
wie die Erwartungen der Erstis so umgesetzt werden können, dass alle neuen Stu-
dierenden gleichermaßen und ohne Zwang Spaß haben können? Die AStA-Info 
Redaktion hat daher die Genderreferentin Sina Rohde zu dem Thema befragt.

Redaktion: Was ist denn eigent-
lich der Sinn der O-Phasen?

Sina: Eine O-Phase sollte grundsätz-
lich zwei Aufgaben erfüllen: Einerseits, 
den Erstsemester*innen studienrele-
vante Infos zu vermitteln, zum Beispiel 
zu Fragen wie „Was steht in meiner Stu-
dienordnung?“, „Wo kann ich mich ne-
ben dem Studium engagieren?“ oder 
„An welche Stellen kann ich mich dann 
und dann wenden?“. Also einen Über-
blick über den Uni-Alltag und Götti-
negn, sowie die universitären Struk-
turen zu geben. Andererseits ist es 
natürlich wichtig, eine Atmosphäre zu 
schaffen, in der sich die Studierenden 
untereinander kennen lernen und ers-
te soziale Kontakte knüpfen können.

R.: Was genau gibt es für Kritiken 
an O-Phasen?

S.: Problematisch ist, dass in vielen O-
Phasen der Konsum von hochprozenti-

gem Alkohol eine große Rolle spielt. Der 
Fokus liegt hier oft auf Trinkspielen, wie 
zum Beispiel den „beliebten“ Kleider-
ketten, zu denen die Erstis teilnehmen 
angereget werden. Schon um die Mit-
tagszeit wird der erste Schnaps ausge-
schenkt und im schlimmsten Fall endet 
der Tag dann damit, dass viele der Ers-
tis unbekleidet über den Campus oder 
durch die Stadt laufen. Auch sexuali-
sierte Übergriffe kommen immer wie-
der vor - der alkoholisierten Zustand 
begünstigt, die Grenzen anderer Men-
schen hemmungsloser überschreiten. 
Ebenso gab es in der Vergangenheit 
auch Unfälle und Verletzungen wäh-
rend einzelner O-Phasen, die im Zu-
sammenhang mit verantwortungslo-
sen Alkoholkonsum standen.

R.: Die Teilnahme bei der O-Phase 
ist ja für alle Studierenden freiwillig, 
das heißt doch auch, dass die Erstis 

gehen würden, wenn sie die Nase 
voll haben, oder?

S.: Nein, das heißt es meist leider 
nicht. Und das ist auch ganz einfach 
nachzuvollziehen: Die O-Phase ist der 
erste Kontakt, den die Erstis mit ih-
rem neuen Unileben haben. Die meis-
ten kennen noch keine anderen Leute 
und fühlen sich wortwörtlich „orien-
tierungslos“. Der innerliche Druck ist 
damit sehr hoch und die Befürchtung, 
dadurch als Spielverderber*in dazuste-
hen, liegt nahe, weshalb erst einmal 
tapfer mitgezogen wird. Diese Situati-
on während der O-Phase zu reflektie-
ren, ist somit ziemlich schwierig, da die 
Erstis den gruppendynamischen Pro-
zessen geradezu ausgeliefert sind. Wer 
mag schon als erstes „Nein!“ sagen und 
damit riskieren, schräg angeschaut zu 
werden? Zumindest besteht darin die 
Angst, weshalb viele gezwungenerma-
ßen mitziehen, was den meisten auch 
erst im Nachhinein klar wird.

R.: Die O-Phasen werden ja von Stu-
dierenden freiwillig organisiert. Das 
heißt, dass die Organisator*innen 
wahrscheinlich selbst schon einmal 
an einer O-Phase teilgenommen ha-
ben. Die Kritikpunkte an den O-Pha-
sen sind dabei vielen bekannt - erst 
dieses Jahr hat es dazu ein Fach-
schaften übergreifendes Treffen 
gegeben. Wieso ändert sich dann 
nichts an der O-Phasen-Gestaltung?

S.: Das kann zweierlei Gründe haben: 
Der eine ist, dass die Organisator*innen 
dieselbe Prozedur bereits über sich er-
gehen lassen mussten und somit ak-
zeptiert haben, dass „man da eben 
durch muss“. Diese Begründung habe 
ich selbst schon häufig von Tutor*innen 
gehört. Hier wird also angenommen, 
dass die O-Phase vor allem ein Ort ist, 
an dem bestimmte Traditionen veran-
kert seien, was ein kritisches Hinterfra-
gen des ganzen Prozederes von vorn-
herein erschwert. Tatsächlich hat sich 
diese O-Phasen-Kultur aber erst über 
die letzten Jahre mehr und mehr her-
ausgebildet. Der andere Grund ist, dass 
viele Tutor*innen befürchten, dass der 
Spaßfaktor einzig durch den Alkohol-
pegel bedingt wird. Die Vorstellung 
ist also, dass eine alkoholfreie O-Pha-
se zwangsläufig langweilig und öde ist. 
Dabei gibt es viele Fächer, die das Ge-
genteil beweisen.

R.: Sollte Alkohol denn in den O-
Phasen tabu sein?

S.: Alkohol sollte natürlich nicht 
grundsätzlich tabu sein. Aber wenn der 
Anspruch bestehen soll, dass alles, was 
in der O-Phase passiert, auf freiwilliger 
Basis beruht, dann geht das nur, wenn 

Alkohol nicht an Aktivitäten, wie zum 
Beispiel Spiele, gekoppelt ist, die Zwän-
ge ausüben. Viele Fächer bieten tags-
über Tee, Kaffee und Kekse an und tref-
fen sich dann am Abend mit den Erstis 
in Kneipen oder Bars, wo jede*r selbst 
entscheiden kann, was sie*er trinken 
möchte.

R.: Seit dem letzten Jahr gibt es 
aufgrund des Turbo-Abiturs ver-
mehrt minderjährige Erstis. Hat sich 
dadurch im Umgang mit hochpro-
zentigem Alkohol etwas geändert?

S.: Im letzten Sommersemester hat 
eine Gruppe von Studierenden ei-
ne Initiative ins Leben gerufen, die 
das Ziel hat, eine dauerhafte Vernet-
zungsplattform für die verschiede-
nen Organisator*innen der O-Phasen 
zu bieten. Hier wurde unter anderem 
auch über die neue Herausforderung 
der minderjährigen Erstis gesprochen. 
Viele O-Phasen nahmen an dem Tref-
fen teil, sodass davon ausgegangen 
werden konnte, dass das Bewusstsein 
für einen verantwortungsvolleren Um-
gang mit Alkohol angeregt worden ist. 
Jedoch zeigte sich dann während der 
O-Phasen, dass noch immer vorwie-
gend auf die bekannte Methode zu-
rückgegriffen wurde, was auch daran 
liegen mag, dass nicht alle O-Phasen 
an dem Treffen Interesse hatten.

R.: „Inwieweit will der AStA in die 
O-Phasen eingreifen?“

S.: Das Ziel des AStAs ist nicht, ak-
tiv in die O-Phasen einzugreifen. Viel-
mehr freuen wir uns umso mehr, dass 
die Initiative, kritisch über O-Phasen zu 
reden, auch immer noch von den Stu-
dierenden selbst ausgeht. Die Frage ist 
vor allem, ob die Uni nicht irgendwann 
in die O-Phasen eingreifen wird, denn 
gerade im letzten Jahr gab es schwe-
re Unfälle, eine Person erlitt beispiels-
weise Wirbelbrüche, die fast zu einer 
Querschnittlähmung geführt hätten. 
Auch der Uni ist bewusst, dass sich von 
nun an auch vermehrt minderjährige 
Erstis einschreiben, was das Thema Al-
kohol nicht mehr nur zu einem morali-
schen, sondern auch zu einem rechtli-
chen Thema macht. Der AStA möchte 
keine Vorschriften machen, sondern ei-
ne selbstkritische Diskussion anregen, 
um zu einen verantwortungsvollen 
Umgang mit hochprozentigem Alko-
hol und einem bewussteren Umgang 
mit subtilen Machtmechanismen, nicht 
zuletzt sexistischen, zu gelangen. Es 
liegt uns aber fern, in die freiwillige O-
Phasenarbeit aktiver Studierender ein-
zugreifen.

R.: Vielen Dank für das Gespräch!
S.: Gern geschehen.�  -
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Naziaufmarsch in Dresden

Nazis stoppen – aber wie?

Seit einigen Jahren versu-
chen Neofaschist*innen 
aus verschiedenen europä-

ischen Ländern in Dresden einen 
der größten Naziaufmärsche Euro-
pas zu veranstalten. Als Anlass für ih-
ren „Trauermarsch“ nehmen sie die 
Bombardierung Dresdens am 13. Fe-
bruar 1945 durch die britische Luft-
waffe. Mit der Betonung deutscher 
Opfer und der Gleichsetzung der al-
liierten Luftangriffe mit den Verbre-
chen des Nationalsozialismus, wie 
der unter anderem vom sächsischen 
Landtagsabgeordneten (und mittler-
weile Bundesvorsitzenden der NPD) 
Holger Apfel verwendete Begriff des 
„Bombenholocausts“ verdeutlicht, 
zeugen von den Versuchen der radi-
kalen Rechten die Geschichte umzu-
deuten. Jedes Jahr wieder werden 
diese Versuche vom Widerstand brei-
ter Teile der Bevölkerung – von kirch-
lich engagierten Menschen bis hin zu 
autonomen Antifaschist*innen – be-
gleitet. Deshalb werden auch dieses 
Jahr antifaschistische Menschen ge-
gen die geplante Demonstration na-
zistischer Gruppen am 18. Februar auf 
die Straßen gehen.

Das Konzept der Massenblockade

Seit 2010 gelingt es, den Dresde-
ner Naziaufmarsch zu unterbinden. 
Dies geschieht allerdings nicht da-
durch, dass der Aufmarsch gericht-
lich verboten wird, sondern weil die 
Gegendemonstrant*innen eine neue 
Form des Widerstands entdeckt ha-
ben: das Konzept der Massenblocka-
de. Sinn und Zweck ist schlicht und 
einfach, sich mit möglichst vielen 
Menschen auf die Strecke der Nazis zu 
begeben und sie so am Durchführen 
der Demonstration zu hindern. 2011 
waren so viele engagierte Menschen 
auf der Straße, dass es sogar gelang, 
auch hier Blockaden zu errichten, 
nachdem die Nazis auf einen Aus-
weichstrecke im Dresdener Stadtteil 
Plauen geschickt wurden. So mussten 
die Nazis zum zweiten Mal hinterein-
ander unverrichteter Dinge die Stadt 
wieder verlassen.

Ein erfolgreiches Konzept also, 
das sich allerdings in einer juristi-
schen Grauzone befindet. Zwar be-
geht man mit der Teilnahme an ei-
ner Massenblockade keine Straftat, 
allerdings muss die Polizei dafür sor-
gen, dass die immerhin genehmig-
te Demonstration der Nazis stattfin-
den kann. Deshalb ist sie verpflichtet 
dreimal die blockierenden Menschen 

aufzufordern, die Blockade aufzulö-
sen. Wer dieser Aufforderung nicht 
Folge leistet, weil das ja zur Folge 
hätte, dass die Nazis doch marschie-
ren können, begeht eine Ordnungs-
widrigkeit und muss damit rechnen, 
dass Polizeibeamt*innen versuchen 
werden, ihn oder sie vom Blockade-
punkt wegzutragen. An diesem Punkt 
zeigt sich vor allem, warum die Masse 
bei einer Massenblockade von Bedeu-
tung ist, denn bei einer großen An-
zahl an blockierenden Menschen ge-
raten selbst die tüchtigsten unter den 
Polizeibeamt*innen an ihre Grenzen, 
sodass zur Wahrung der Sicherheit 
der Naziaufmarsch nicht stattfinden 
kann. Sicherlich geht jede Person, die 
an einer Blockade teilnimmt das Risi-
ko ein, im ungünstigen Fall eine Geld-
strafe wegen einer Ordnungswid-
rigkeit zahlen zu müssen. Dennoch 
zeigen die Ereignisse in Dresden im-
mer wieder, dass viele Menschen be-
reit sind, dieses Risiko einzugehen, 
um den Nazis zu demonstrieren, dass 
für ihr menschenverachtendes Ge-
dankengut und ihre Taten kein Platz 
ist. Doch auch wer dieses Risiko nicht 
eingehen möchte, sollte und kann 
klar Farbe bekennen und jederzeit 
entschieden Neofaschist*innen ent-
gegentreten.

Kampf gegen Rechts – kein 
blosses Randthema

Zwar wird eine Lichterkette die 
Nazis nicht von ihrem Tun abhalten, 
dennoch drückt auch sie aus, dass 
man die Naziideologie nicht akzep-
tiert und allein schon deshalb sind 
solche Aktionen deutlich besser, als 
zuhause zu sitzen und Däumchen zu 
drehen. Gerade in Zeiten, in denen 
die Geschehnisse um die rechtsradi-
kale Terrorzelle NSU verdeutlichen, 
dass Nazis nicht bloß „ewiggestrige“ 
Meinungen vertreten, sondern ge-
fährliche Mörder*innen sind. Neben 
einem Verbot rechtsradikaler Grup-
pierungen muss also eine verstärkte 
Präventionspolitik durch Aufklärung 
erfolgen.

Dass auch in Göttingen hierzu ab-
solute Notwendigkeit besteht, ver-
deutlicht die Tatsache, dass an-
geblich unpolitische Menschen als 
Urheber*innen der Hakenkreuz-
schmierereien, die im November un-
ter anderem am Nordcampus auf-
tauchten, ermittelt wurden.

Die sogenannte „Extremismus-
klausel“ allerdings, mit der Bundes-
familienministerin Kristina Schröder 
antifaschistischen Initiativen die Ar-

beit erschweren will, ist angesichts 
dessen das absolut falsche politi-
sche Signal. Dieser Klausel gemäß 
soll nur staatliche Förderung genie-
ßen, wer nachweisen kann, dass alle 
Kooperationspartner*innen der ent-
sprechenden Gruppen und Bünd-
nisse sich ausnahmslos zum Grund-
gesetz bekennen. Die Klausel dient 
in der Praxis aber eher dazu, antifa-
schistische Initiativen mit den rassis-
tischen und gewaltsamen Taten von 
Nazis fernab aller inhaltlicher Un-
terschiede gleichzusetzen und ih-
nen Steine in den Weg zu legen, als 
effektiv gegen menschenfeindliche 
Umtriebe vorzugehen. Selbst kirchli-
che Gruppen dürfen in einigen Fällen 
aus der staatlichen Förderung fallen, 
falls sie sich nicht von manchen ih-
rer Partner*innen lossagen. Ein eher 
plumper Versuch also in „gute“ und 
„böse“ Antifaschist*innen zu unter-
scheiden und somit die Bewegung 
zu spalten.

Engagement ist wichtig

Dass derartige Spaltungsversu-
che nicht wirken, lässt sich auch die-
ses Jahr wieder in Dresden beobach-
ten. Die überregionalen Bündnisse 
„No Pasaran“ und „Dresden Nazifrei“ 
verbinden die unterschiedlichsten 
Akteur*innen aus Politik und Gesell-
schaft. Es eint sie das Ziel, den Naziauf-
marsch nicht stattfinden zu lassen. Ihr 
Konsens ist, dass von den Demonst-
rierenden keine Eskalation ausge-
hen soll. Auch das Göttinger Studie-
rendenparlament hat die Zeichen der 
Zeit erkannt und in seiner Sitzung 
vom 16. Januar alle Studierenden da-
zu aufgefordert, sich in Dresden und 
anderswo entschieden gegen jegli-
che Form von rechtsradikaler Agitati-
on entgegenzustellen. Welche Form 
des Protestes ihr für angemessen hal-
tet, ist dabei eure Entscheidung. Wich-
tig ist, dass ihr etwas tut!

Wer Interesse hat, am 18. Februar an den Blockaden des Naziaufmar-
sches in Dresden teilzunehmen, sei auf die Busse des Göttinger Akti-
onsbündnisses „Naziaufmärsche stoppen!“ hingewiesen. Fahrkarten 
gibt es für 15€ im Buchladen Rote Straße und im FlamingStar. Im Vor-
feld wird es eine Veranstaltungsreihe mit Infoveranstaltungen geben. 
Achtet auf Aushänge.�  -
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Termine / AStA-Veranstaltungen

Veranstaltungsreihe:
Geschlecht - Grenzen - 

Gleichstellung – Gewalt 

Bereits Anfang Januar startete die Veranstal-
tungsreihe „Geschlecht - Grenzen - Gleich-

stellung - Gewalt“, die gemeinsam von den Fach-
schaftsräten und Gleichstellungsbeauftragten 
der Philosophischen und der Sozialwissenschaft-
lichen Fakultät sowie des AStA  veranstaltet wird.
Noch drei weitere spannende Veranstaltungen 
könnt ihr bis Anfang Februar besuchen:

Feminismus im Netz

Podiumsdiskussion mit Birthe Goldt von Mäd-
chenblog, Helga Hansen, Nadia Shehadeh und 

Nadine Lantzsch von  Mädchenmannschaft 
und Ninia Bias.

Moderation: Jutta Wegener, Saarbrücken

Di 31.01.  // 19:00 Uhr // ZHG 006

„Rechtschaffende Frauenrechtlerinnen?“ 
Elisabeth Selbert, Herta Gotthelf und die 

Differenzen in der Frauenpolitik nach 1945
Vortrag mit Dr. Karin Gille-Linne.

Do. 02.02. // 19:00 Uhr // ZHG 006

„Strong or gone?!“ - Aktivismus kranker und 
behinderter Schwarzer Frauen

Vortrag mit Christiane Hutson.

Fr 03.02. // 19:00 Uhr // ZHG 001

27.01: Entwicklungspolitischer Rundgang
Exkursion ins Tropenhaus Witzenhausen

Am Freitag den 27.01. lädt 
der AStA alle Interessierten 

zu einer Exkursion ins Tropenhaus 
nach Witzenhausen ein. Treffen 
wird 13.15 Uhr in der Bahnhofs-
halle Göttingen sein. Um genauer 
abschätzen zu können, wie viele 
schlussendlich mitkommen, wäre 
eine Anmeldung über die Adresse 
tropenhaus@asta.uni-goettingen.de 
sehr nett. Du wirst eine Bestätigung 
als Antwort bekommen.

Als offene Hochschuleinrich-
tung stoßen die Unterrichtsgänge 
im Haus auf großen Anklang, bei 
denen Themen wie „fairer Handel“, 
„ökologisch-nachhaltiger Anbau“, 
„entwicklungspolitischer Einbet-
tung des Agrarhandels“ und „Er-
nährungssouveränität“ behandelt 
werden. Dazu 35°C in feuchtwar-
mer Atmosphäre. Die Exkursion 
ist kostenfrei. Das Semesterticket 
reicht, um mit der Bahn nach Wit-
zenhausen zu fahren.

Sicherlich ist das ein gute Mög-
lichkeit, um Witzenhausen und 
dessen ökologische Agrarwissen-
schaft kennen zu lernen. Zusätzlich 
gibt es ein abwechslungsreiches 
Bildungsangebot in durchdringen-
der Wärme, um Göttingen einen 

Nachmittag zu entfliehen. Organi-
siert wurde das Ganze vom Referat 
für Ökologie & Nachhaltigkeit, Kul-
turreferat und dem Außenreferat 
des AStA.

Das Tropenhaus über sich selbst: 
„Das gegen Ende des 19. Jahrhun-
derts errichtete Gewächshaus - für 
heute tropische Nutzpflanzen der 
Universität Kassel - wurde in ihrer Ge-
schichte mehrfach umgebaut oder 
zerstört und hatte dauerhaft das The-
ma der Tropenlandwirtschaft inne. 
Der Grundstock der Pflanzensamm-
lung dort machten Schenkungen 
aus dem Botanischen Gärten in Göt-
tingen, Bonn, Kassel und vielen wei-

teren sowie Samen aus dem damals 
kolonialen Ausland. Ab 1902 gibt es 
in diesem Bereich Lehre und Aufbau-
studiengänge, die immer auch sehr 
praktisch ausgelegt waren. Das seit 
1971 der Universität Kassel zugeord-
nete Gewächshaus gibt heute durch 
seinen praxisnahen Anbau einen um-
fassenden Einblick in die Landwirt-
schaft und den Gartenbau der Tropen 
und Subtropen auf rund 1.200 Qua-
dratmetern Grundfläche und zeigt je 
nach Jahreszeit bis zu 400 verschie-
dene Pflanzenarten.“�  -

24.02: Das „ReinaldGrebeKonzert“
Am Freitag den 24.02. wird ab 

19.30 Uhr im ZHG Rainald Gre-
be sein Soloprogramm zum Besten 
geben. Die Karte kostet im Vorver-
kauf 10€ - an der Abendkasse werden 
weitere für 12€ erhältlich sein. Die Re-
servierung per Mail endet am 07.02. 
12 Uhr am Mittag.

Teile des Kulturreferats und Kul-
turKollektivs hatten sich am 16.01. 
den roten Teppich unter die Fü-
ße geklemmt, eilten zum Bahnhof 
und besuchten Rainalds Programm 
in Hannover.  Wir machten den Test 
und haben euch auch unsere Gedan-
ken dazu mitgebracht: „Ein abwechs-
lungsreiches Programm für sicherlich 
all diejenigen, die vorher noch nichts 
über die 71er Generation wussten. Ein 
persönliches Programm oder was das 
Publikum als dieses wahrnehmen wird. 
Es begegnen krude Kinderlieder und 
der Raum für die eigene Vorstellungs-
kraft. Die Dekonstruktion des Spieß-
bürgertums und dessen Kunstbegriffs? 
Gewiss. Ob ein Roboter im Fuchspelz 

wirklich nötig ist? Vielleicht. Der Aus-
weg aus der Spaßgesellschaft? Der ak-
tuelle Bezug fehlt natürlich auch nicht. 
Er ist einer von uns. Er weiß alles. Er weiß 
nichts.“

„Nie war Rainald Grebe intimer als 
an diesem Abend.“ (Gala) Er sagt über 
sich selbst: „Ich bin in letzter Zeit sehr 
berühmt geworden. Ich hab die Wald-
bühne in Berlin gerockt, ich bin mit ei-
nem Orchester durch die großen Hal-
len dieser Republik getourt. Alles wurde 
immer fetter, ich auch. Jetzt bin ich 
wieder solo. Ganz allein mit mir. Ab-
specken. Runterkommen, also zu mir. 
An manchen Tagen hab ich 10 Inter-
views gegeben, die meisten Fragen ha-
ben sich die Redakteure aus Wikipedia 
rausgeschrieben. Da steht drin, wer ich 
bin. Und nach dem 30. Interview glaub 
ich das sogar selbst. Ich könnte jeman-
den anstellen, der für mich die Fragen 
beantwortet, auffallen würde es nicht. 
Jetzt also zurück auf Anfang. Wer bin 
ich? Ich habe in alten Familienalben ge-
blättert, Ahnenforschung betrieben bis 

ins 18. Jahrhundert. Wer bin ich, woher 
komme ich, was macht mich aus? Ich 
hab meine Zwiebel geschält, bis zum 
Kern. Ich will mein Leben singen, der 
Versuch ist es wert.“

„DAS RAINALDGREBEKONZERT“ 
ist sein viertes Soloprogramm. Die 
Premiere ist am 09. Januar 2012 im 
Theater Die Wühlmäuse, Berlin.�  -
�

Rainald Grebe (geb. 1971) 
betätigt sich seit 1989 als 
Autor, Komiker und Lieder-
sänger. Er stammt aus Köln 
und machte sich Anfang 
der neunziger Jahre in die 
neuen Bundesländer auf, um seine künstlerische Karriere zu ver-
folgen. Er diplomierte an der Hochschule für Schauspielkunst Ernst 
Busch Berlin im Fach Puppenspiel. Nach legendären Bühnenauftrit-
ten beim Quatsch Comedy Club in Hamburg fand der Künstler im Jahr 
2000 seinen festen Platz als Dramaturg, Schauspieler und Regisseur 
am Jenaer Theaterhaus. Nach der Auflösung des Ensembles Im Som-
mer 2004 begann er solo und zusammen mit der Kapelle der Versöh-
nung eigene Musikprogramme auf deutschen Kleinkunst- und The-
aterbühnen zu spielen.


